
„Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ – so steht es im Grundgesetz. Die
Umsetzung dieses Verfassungsgrundsatzes erwies sich jedoch als langwieriger Pro-
zess, der bis heute nicht abgeschlossen ist, denn das demokratische Gleichberechti-
gungspostulat traf auf eine ungleiche Geschlechterordnung. Deutungskämpfe um
die Ordnung der Gesellschaft in der Demokratie waren daher immer auch Deutungs-
kämpfe um die Ordnung der Geschlechter. Die sechs Autorinnen und Autoren dis-
kutieren das Spannungsverhältnis von Geschlecht und Demokratie in der Geschichte
der Bundesrepublik und zeigen, welche Widersprüche und Konflikte ihm entspran-
gen. Sie vermessen ein bislang kaum beachtetes Forschungsfeld und zeigen an aus-
gewählten Beispielen aus den ersten drei Nachkriegsjahrzehnten, dass geschlechter-
geschichtliche Fragen ins Herz der Demokratiegeschichte führen.

Isabel Heinemann und Martina Steber

Geschlecht und Demokratie

Deutungskämpfe um die Ordnung der Gesellschaft in der Bundesrepublik
Deutschland

Deutungskämpfe um die Ordnung der Geschlechter prägten die Geschichte der
bundesrepublikanischen Demokratie. Vorstellungen von einer je nach Standpunkt
natürlichen oder auch gerechten Geschlechterordnung gingen in das Grundgesetz
ein, sie formten die politische Praxis, die sich in den demokratischen Institutionen
entfaltete, und sie strukturierten alltägliche Aneignungen demokratischer Prinzi-
pien, wenn Demokratie als Lebensform ernst genommen wurde. Gleichzeitig wa-
ren diese Vorstellungen von Beginn an umstritten. Denn Debatten über die Ge-
schlechterordnung werfen stets jene zentralen Probleme auf, die sich in jeder
Demokratie stellenunddie auchdieGeschichte derBundesrepublik durchziehen –

bis in die Gegenwart. Wie sollte das demokratische Prinzip von Partizipation reali-
siert werden, wenn Teilhabechancen auch geschlechtlich ungleich verteilt waren?
Welche Bedeutung kam der Kategorie Geschlecht bei der Umsetzung des Reprä-
sentationsgrundsatzes zu? In welcher Weise wurden staatsbürgerliche Rechte ge-
schlechtlich qualifiziert? Wie konstituierten sich Öffentlichkeit und Privatheit in
der jungen Demokratie? Und nicht zuletzt: In welchem Verhältnis standen Staat
undGesellschaft in derDemokratie zueinander? Zugleich legtenDebatten über die
Geschlechterordnung die Widersprüche offen, die liberalen Demokratien grund-
sätzlich inhärent sind: die Spannungen zwischen ihren Versprechen vonGleichheit
und Freiheit, Gerechtigkeit und Individualität, Sicherheit und Wohlstand oder
auch InklusionundExklusion inderDefinitiondemokratischer Staatsbürgerschaft.

So zentral sie auch sein mögen: In der Geschichtsschreibung zur bundesre-
publikanischen Demokratie wurden Deutungskämpfe um die Ordnung der Ge-
schlechter bislang kaum thematisiert – und wenn, dann verblieben sie in ge-
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schlechtergeschichtlichen Resonanzräumen.1 Es ist bezeichnend, dass die großen
Erzählungen über die Geschichte der Bundesrepublik – vom „langen Weg nach
Westen“ über „Vergangenheitspolitik“, „Westernisierung“ und „Liberalisierung“
bis hin zur „Suche nach Sicherheit“ – ohne die Frage nach der Bedeutung von
Geschlecht auskommen.2 Auch wenn die Forschung wichtige kultur- und sozialhis-
torische Studien vorgelegt hat,3 fanden die Ergebnisse der historischen Geschlech-
terforschung kaum Eingang in zeithistorische Leiterzählungen.4 Das steht im Ge-

1 Vgl. Julia Paulus/Eva-Maria Silies/Kerstin Wolff, Die Bundesrepublik aus geschlechterhistori-
scher Perspektive, in: Dies. (Hrsg.), Zeitgeschichte als Geschlechtergeschichte. Neue Perspek-
tiven auf die Bundesrepublik, Frankfurt a. M. 2012, S. 11–27; Christine Hikel/Nicole Kra-
mer/Elisabeth Zellmer, Impulse für eine neue Frauen-Politikgeschichte, in: Dies. (Hrsg.),
Lieschen Müller wird politisch. Geschlecht, Staat und Partizipation im 20. Jahrhundert, Mün-
chen 2009, S. 7–12; Karen Hagemann/Sonya Michel (Hrsg.), Gender and the Long Postwar.
The United States and the Two Germanys, 1945–1989, Washington 2014; Karen Hagemann/
Donna Harsch/Friederike Brühöfener (Hrsg.), Gendering Post-1945 German History. Entan-
glements, New York/Oxford 2019, und Christina von Hodenberg, Writing Women’s Agency
into theHistory of the Federal Republic. „1968“, Historians, andGender, in: Central European
History 52 (2019), S. 87–106. – Die Beiträge der Diskussion „Geschlecht und Demokratie“ ver-
stehen sich zwar als Einheit, aber aus Gründen der Übersichtlichkeit beginnt die Zählung der
Fußnoten mit jedem Beitrag neu; dagegen finden sich vollständige bibliografische Angaben
nur bei der Erstnennung, ansonsten werden übergreifend Kurztitel verwendet.

2 Vgl. Heinrich August Winkler, Der lange Weg nach Westen, Bd. 2: Deutsche Geschichte vom
„Dritten Reich“ bis zurWiedervereinigung, München 2000; Norbert Frei, Vergangenheitspoli-
tik. Die Anfänge der Bundesrepublik und die NS-Vergangenheit, München 1996; AnselmDoe-
ring-Manteuffel, Wie westlich sind die Deutschen? Amerikanisierung und Westernisierung im
20. Jahrhundert, Göttingen 1999; UlrichHerbert, Liberalisierung als Lernprozeß. Die Bundes-
republik in der deutschen Geschichte – eine Skizze, in: Ders. (Hrsg.), Wandlungsprozesse in
Westdeutschland. Belastung, Integration, Liberalisierung 1945–1980, Göttingen 2002, S. 7–
49, und Eckart Conze, Die Suche nach Sicherheit. Eine Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland von 1949 bis in die Gegenwart, München 2009. Vgl. auch Axel Schildt, Fünf Mög-
lichkeiten, die Geschichte der Bundesrepublik zu erzählen, in: Frank Bajohr u. a. (Hrsg.),
Mehr als eine Erzählung. Zeitgeschichtliche Perspektiven auf die Bundesrepublik, Göttingen
2016, S. 15–25.

3 Vgl. Robert G. Moeller, ProtectingMotherhood. Women and the Family in the Politics of Post-
warWest Germany, Berkeley/Los Angeles/Oxford 1993; ElizabethD. Heineman,What Differ-
ence Does a Husband Make? Women and Marital Status in Nazi and Postwar Germany, Berke-
ley/Los Angeles/London 1999; Christine von Oertzen, Teilzeitarbeit und die Lust am Zuver-
dienen. Geschlechterpolitik und gesellschaftlicher Wandel in Westdeutschland 1948–1969,
Göttingen 1999; Hanna Schissler (Hrsg.), The Miracle Years. A Cultural History of West Ger-
many, 1949–1968, Princeton/Oxford 2001; Merith Niehuss, Familie, Frau und Gesellschaft.
Studien zur Strukturgeschichte der Familie in Westdeutschland 1945–1960, Göttingen 2001;
Klaus Naumann (Hrsg.), Nachkrieg in Deutschland, Hamburg 2001; Lu Seegers, „Vati blieb
im Krieg“. Vaterlosigkeit als generationelle Erfahrung im 20. Jahrhundert – Deutschland und
Polen, Göttingen 2013, und Bernhard Gotto/Elke Seefried (Hrsg.), Männer mit „Makel“.
Männlichkeiten und gesellschaftlicher Wandel in der frühen Bundesrepublik Deutschland,
Berlin/Boston 2017.

4 Vgl. Karen Hagemann, Gleichberechtigt? Frauen in der bundesdeutschen Geschichtswissen-
schaft, in: Zeithistorische Forschungen 13 (2016), S. 108–135, und Angelika Schaser, Der Ar-
beitskreis Historische Frauen- und Geschlechterforschung 1990 bis 2015. Wissenschaftliche
Professionalisierung im Netzwerk, Hamburg 2015. Einführend in die zeithistorische Ge-
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gensatz zur Historiografie anderer westlicher Demokratien wie zum Beispiel Groß-
britanniens oder der USA, wo die intersektionale Betrachtung der Zeitgeschichte
inzwischen selbstverständlich ist.5 Die geschlechterhistorische Lücke fällt beson-
ders in der Geschichte der Bundesrepublik auf, während die Kategorie Geschlecht
in der Geschichtsschreibung zur Weimarer Republik und zum NS-Regime im Ver-
gleich dazu um einiges präsenter ist.6 Aktuelle Versuche, die bundesrepubli-
kanische Demokratie als zwangsläufiges Produkt eines linearen Modernisierungs-
prozesses darzustellen, in welchem NS-Regime und Holocaust lediglich als Schat-
tenseiten firmieren, verstärken diese Schieflage zusätzlich. Vor allem verhindern
sie die ergebnisoffene Analyse der Auseinandersetzungen um Gleichberechtigung
und Partizipationschancen in der Demokratie.7

Tatsächlichhat dieVernachlässigungderKategorieGeschlecht in der zeithistori-
schen Forschung historische Gründe, die im Kern des Selbstverständnisses der
Bundesrepublik liegen. Zwar versteht sich das Modell der westlichen, liberalen De-
mokratie als geschlechtsneutral, und doch fußt es seit seiner intellektuellen wie po-
litischen Genese im 18. Jahrhundert auf patriarchalischen Voraussetzungen.8 Die
liberale Demokratie versprach staatsbürgerliche Gleichheit und setzte sich gleich-
zeitig selbst ins Recht, Teilen der Bevölkerung diese Gleichheit zu verwehren.9Wer
imNamenderDemokratiediskriminierte, berief sich immerauchaufGeschlechter-
ordnungen, etwa wenn das demokratische Gemeinwohl mit Modellen von männ-
licher und weiblicher Sphärenzuordnung oder heteronormativen Zuschreibungen
von Geschlechtscharakteren begründet wurde.10 Deutlich offenbart der Zusam-

schlechtergeschichte vgl. Kirsten Heinsohn/Claudia Kemper, Geschlechtergeschichte, Ver-
sion 1.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 4.12.2012; docupedia.de/zg/Geschlechtergeschichte
[16.3.2021].

5 Vgl. KarenHagemann/JeanH. Quataert (Hrsg.), GenderingModernGermanHistory. Rewrit-
ing Historiography, New York/Oxford 2007; Isabel Heinemann, Wert der Familie. Eheschei-
dung, Frauenarbeit undReproduktion in denUSA des 20. Jahrhunderts, Berlin/Boston 2018,
S. 20–24; Sumi Cho/Kimberlé Williams Crenshaw/Leslie McCall, Toward a Field of Inter-
sectionality Studies. Theory, Applications, and Praxis, in: Signs 38 (2013), S. 785–810; Vrushali
Patil, From Patriarchy to Intersectionality. A Transnational Feminist Assessment of How Far
We’ve Really Come, in: Signs 38 (2013), S. 847–867, und Lucy Delap, Feminisms. A Global
History, London 2020.

6 Vgl. Gabriele Metzler/Dirk Schumann (Hrsg.), Geschlechter(un)ordnung und Politik in der
Weimarer Republik, Bonn 2016; Sybille Steinbacher (Hrsg.), Volksgenossinnen. Frauen in der
NS-Volksgemeinschaft, Göttingen 22007; Thomas Kühne, Kameradschaft. Die Soldaten des
nationalsozialistischen Krieges und das 20. Jahrhundert, Göttingen 2006, und Klaus Latzel/
Elissa Mailänder/Franka Maubach (Hrsg.), Geschlechterbeziehungen und „Volksgemein-
schaft“, Göttingen 2018.

7 Vgl. Hedwig Richter, Aufbruch in die Moderne. Reform und Massenpolitisierung im Kaiser-
reich, Berlin 2021, und dies., Demokratie. Eine deutsche Affäre. Vom 18. Jahrhundert bis zur
Gegenwart, München 2020.

8 Vgl. Carole Pateman, The Sexual Contract, Cambridge 1988.
9 Vgl. Martin Conway, Western Europe’s Democratic Age 1945–1968, Princeton/Oxford 2020,
und Drude Dahlerup, Has Democracy Failed Women?, Cambridge/Malden 2018.

10 Vgl. Karin Hausen, Die Polarisierung der „Geschlechtscharaktere“. Eine Spiegelung der Dis-
soziation von Erwerbs- und Familienleben, in: Werner Conze (Hrsg.), Sozialgeschichte der
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menhang von Geschlecht und Demokratie nicht nur solche demokratischen Anti-
nomien, sondern auchdie Interdependenz von Staat undGesellschaft in derDemo-
kratie. Denn die beiden Gestalten, in denen uns die Demokratie in der Moderne
begegnet, die Demokratie als Staatsform und Regierungssystem einerseits und die
Demokratie als Prinzip gesellschaftlicher und kultureller Ordnung andererseits,
sind aufeinander bezogen,mehr noch, sie bedingen sich gegenseitig.11

Hier setzt dieDiskussion in denVierteljahrsheften für Zeitgeschichte (VfZ) an. Sie geht
der Frage nach, wie die Produktion von Geschlecht als sozialer Kategorie mit der
HervorbringungundPraxis vonDemokratie in den ersten JahrzehntenderBundes-
republik verschränkt war. Indem wir eine etablierte Perspektive der Geschlechter-
forschung („doing gender“, keineswegs jedoch begrenzt auf Performanz)12 mit
einem noch relativ jungen Zugang in der Erforschung zivilgesellschaftlicher Bewe-
gungen („doing democracy“)13 verknüpfen und beides in die internationale De-
mokratiegeschichtsschreibung einbetten, plädieren wir für eine Neubetrachtung
der Vor- und Frühgeschichte der Bundesrepublik als geschlechterpolitisches und
demokratietheoretisches Laboratorium. Mit der doppelten Perspektive auf Ge-
schlecht und Demokratie lässt sich nicht nur ein präziseres Bild des demokrati-
schen Aufbruchs nach 1945 gewinnen, sondern beide Forschungsfelder lassen sich
auch für die jüngere Zeitgeschichte neu fruchtbar machen. Dabei vermag eine de-
mokratiehistorische Perspektive der Geschlechtergeschichte neue Impulse zu ge-
ben, indem sie ihre sozial- und kulturgeschichtlichen Ansätze in enge Beziehung
zum Politischen setzt.

Die westdeutsche Variante der Demokratie wurde in der Situation des Nach-
kriegs und des frühen Kalten Kriegs ausformuliert; diese historischen Bedingun-
gen verliehen ihr Züge, die bis in die Gegenwart wirken.14 Sie versuchte, sich be-
wusst und entschieden vom Nationalsozialismus abzugrenzen, wenngleich die
ambivalente Diskussion um Entnazifizierung und Westbindung, vor allem aber

Familie in der Neuzeit Europas. Neue Forschungen, Stuttgart 1976, S. 363–393, und Ulla Wi-
schermann, Feministische Theorien zur Trennung von privat und öffentlich. Ein Blick zu-
rück nach vorn, in: Feministische Studien 21 (2003), S. 23–34.

11 Vgl. u. a. Temma Kaplan, Democracy. A World History, Oxford/New York 2015; Till van
Rahden, Demokratie. Eine gefährdete Lebensform, Frankfurt a. M./New York 2019, und An-
dreas Wirsching, Demokratie und Gesellschaft. Historische Studien zur europäischenModer-
ne, hrsg. von Magnus Brechtken u. a., Göttingen 2019. Zur politikwissenschaftlichen Demo-
kratietheorie vgl. Frank Cunningham, Theories of Democracy. A Critical Introduction,
Abingdon/New York 2001; Manfred G. Schmidt, Demokratietheorien. Eine Einführung, 6.,
erweiterte und aktualisierte Aufl., Wiesbaden 2019, und Thomas Meyer, Was ist Demokratie?
Eine diskursive Einführung, Wiesbaden 2009.

12 Vgl. Candace West/Don H. Zimmerman, Doing Gender, in: Gender and Society 1 (1987),
S. 125–151; Judith Butler, Gender Trouble. Feminism and the Subversion of Identity, New
York/London 1990, und dies., Undoing Gender, New York/Abingdon 2004.

13 Vgl. Henrike Knappe, Doing Democracy Differently. Political Practices and Transnational
Civil Society, Opladen/Berlin/Toronto 2017.

14 Vgl. Paul Nolte, Was ist Demokratie? Geschichte und Gegenwart, München 2012, S. 284–368;
van Rahden, Demokratie, und Paul Nolte (Hrsg.), Transatlantic Democracy in the Twentieth
Century. Transfer and Transformation, Berlin/Boston 2016.
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schleppende Restitutionsverfahren und die sehr zögerliche strafrechtliche Ahn-
dung der NS-Gewaltverbrechen auf gravierende Blindstellen der Auseinanderset-
zung mit dem NS-Regime verweisen.15 Zudem lieferten die sozialistischen Systeme
Osteuropas und besonders der DDR eine Negativfolie, vor der es leichter fiel, die
Bundesrepublik trotz aller NS-Kontinuitäten und Belastungsfaktoren als Teil des
liberal-demokratischen „Westens“ zu definieren.16

So stringent der Weg in die Demokratie nach dem Untergang des NS-Regimes,
nach Völkermord und Vernichtungskrieg im Rückblick erscheint, so komplex und
offen präsentierte sich die Situation den Zeitgenossinnen und Zeitgenossen. Unter
alliiertemDruck wurde zwar die Demokratisierung zum allgemeinen Ziel erhoben,
wie indes die Demokratie über das Regierungssystem hinaus aussehen sollte, wie
das demokratische Prinzip in einer noch wenige Jahre zuvor der nationalsozialisti-
schen „Volksgemeinschafts“-Utopie verschriebenen Gesellschaft mit Leben erfüllt
werden sollte, blieb offen. Die zweite deutsche Demokratie musste neu erdacht,
verhandelt, praktiziert werden, und dies vor dem Hintergrund der gescheiterten
Weimarer Republik, des Vorbilds der Demokratien in den USA, in Großbritan-
nien, Frankreich und der Schweiz, des Demokratieprojekts der westalliierten Besat-
zungsmächte – und der sozialen, ökonomischen, politischen und psychologischen
Verwerfungen, die Nationalsozialismus und Totaler Krieg hinterlassen hatten.

In diesemKontext entwickelte sich eine neueWissenschaft von der Demokratie.
Sie war eine weithin männliche Domäne. Die jungen, von der US-amerikanischen,
britischen und französischen Forschung beeinflussten Politikwissenschaftler und
Zeithistoriker begriffen es dabei als ihre Aufgabe, der Demokratie nicht nur ein
intellektuelles Fundament zu geben, das aus westlichen wie deutschen Traditionen
des politischen Denkens schöpfte, sondern auch die deutsche Gesellschaft gleich-
sam zur Demokratie zu erziehen.17 Sie gingen zwar von politischen Subjekten in
aller Allgemeinheit aus, doch imaginierten sie zuvorderst den männlichen Staats-
bürger. Dabei zielten sie besonders auf jene Männer, die in der Öffentlichkeit prä-
sent waren und in verschiedenen Rollen repräsentative Aufgaben übernahmen –

als Familienväter oder Vereinsvorstände, als Arbeitgeber oder Gewerkschaftsver-
treter, als Verwaltungsfachleute oder wissenschaftliche Experten, als Parteipoliti-
ker oder Amtsinhaber.18

Der in der unmittelbaren Nachkriegszeit omnipräsente Ruf nach dem politi-
schen Engagement von Frauen, das entscheidend sei für den Aufbau einer Demo-

15 Vgl. Constantin Goschler, Schuld und Schulden. Die Politik der Wiedergutmachung für NS-
Verfolgte seit 1945, Göttingen 2005; Annette Weinke, Eine Gesellschaft ermittelt gegen sich
selbst. Die Geschichte der Zentralen Stelle in Ludwigsburg 1958–2008, Darmstadt 2008, und
Andreas Eichmüller, Keine Generalamnestie. Die strafrechtliche Verfolgung von NS-Verbre-
chen in der frühen Bundesrepublik, München 2012.

16 Vgl. Petra Weber, Getrennt und doch vereint. Deutsch-deutsche Geschichte 1945–1989/90,
Berlin 2020.

17 Vgl. Jan-Werner Müller, Contesting Democracy. Political Ideas in Twentieth-Century Europe,
New Haven/London 2011, S. 125–170.

18 Vgl. Sean A. Forner, German Intellectuals and the Challenge of Democratic Renewal. Culture
and Politics after 1945, Cambridge u. a. 2017, S. 111 f.
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kratie nach dem nationalsozialistischen „Männerstaat“,19 verhallte rasch und war
bald nur noch in den begrenzten Teilöffentlichkeiten von Frauenverbänden und
(partei-)politischen Frauenarbeitsgemeinschaften zu hören.20 Denn der demokra-
tische Staat, der in der Gründung der Bundesrepublik 1949 seine verfassungsmäßi-
ge Gestalt fand, baute auf den politischen Strukturen der Weimarer Republik auf.
Auch sie waren dominant männlich und selbstredend heteronormativ geprägt, sei
es in den Parteien, Verbänden, Kirchen, der Wissenschaft, der Wirtschaft oder in
den Staatsbürokratien.21 Der westdeutsche Aufbruch in die Demokratie nach 1945
ging von der Ungleichheit der Geschlechter aus – selbst wenn mit Artikel 3 (2) des
Grundgesetzes die Gleichberechtigung der Geschlechter Verfassungsrang erhielt.
Die heftigen politischen Kontroversen, die im Parlamentarischen Rat um die volle
Gleichberechtigung geführt wurden, waren 1949 indes nicht beendet, sondern
perpetuierten sich in die frühe Bundesrepublik.22

Dass unser Blick auf die sozialen Protestbewegungen der 1960er Jahre durch
überwiegend von Männern verfasstes Zeitzeugenschrifttum geprägt ist, hat Chris-
tina von Hodenberg prägnant hervorgehoben und für die Berücksichtigung weib-
licher und nicht-studentischer Erfahrungswelten in einer Phase gesellschaftlichen
Umbruchs geworben.23 Auch die zweite Welle der Frauenbewegung schaffte es
kaum ins Rampenlicht zunächst politischer Entscheidungsfindung und später zeit-
historischer Aufmerksamkeit. Dabei betrafen ihre Forderungen nach Entschei-
dungs- und Persönlichkeitsrechten die gesamte Gesellschaft und rührten an das
Fundament der Demokratie.24 Ähnliches gilt für die seit den 1970er Jahren ver-

19 So HeleneWeber (CDU) im Bundestag; Sitzungsprotokoll der 20. und 21. Sitzung, 2.12.1949,
S. 624; dserver.bundestag.de/btp/01/01021.pdf [12.5.2021]. Zum Hintergrund vgl. Nori
Möding, Die Stunde der Frauen? Frauen und Frauenorganisationen des bürgerlichen Lagers,
in: Martin Broszat/Klaus-Dietmar Henke/Hans Woller (Hrsg.), Von Stalingrad zur Wäh-
rungsreform. Zur Sozialgeschichte des Umbruchs in Deutschland, München 1988, S. 619–
647.

20 Vgl. Angela Icken, Der Deutsche Frauenrat. Etablierte Frauenverbandsarbeit im gesellschaft-
lichen Wandel, Opladen 2002.

21 Exemplarisch hierzu die Studien über das Innenministerium und das Auswärtige Amt – alle-
samt (bis auf die Dienstleistungsebene) weitestgehend frauenfreie Zonen: Frank Bösch/An-
dreas Wirsching (Hrsg.), Hüter der Ordnung. Die Innenministerien in Bonn und Ost-Berlin
nach dem Nationalsozialismus, Göttingen 2018; Maren Richter, „Aber ich habe mich nicht
entmutigen lassen“. Maria Daelen – Ärztin und Gesundheitspolitikerin im 20. Jahrhundert,
Göttingen 2019, und Eckart Conze u. a., Das Amt und die Vergangenheit. Deutsche Diploma-
ten im Dritten Reich und in der Bundesrepublik, München 2010.

22 Zu den Debatten im Parlamentarischen Rat vgl. Karin Gille-Linne, Verdeckte Strategien. Her-
ta Gotthelf, Elisabeth Selbert und die Frauenarbeit der SPD 1945–1949, Bonn 2011, und Bar-
bara Böttger, Das Recht auf Gleichheit und Differenz. Elisabeth Selbert und der Kampf der
Frauen um Art. 3. II Grundgesetz, Münster 1990.

23 Vgl. Christina vonHodenberg, Das andere Achtundsechzig. Gesellschaftsgeschichte einer Re-
volte, München 2018.

24 Vgl. Myra Marx Ferree, Feminismen. Die deutsche Frauenbewegung in globaler Perspektive,
Frankfurt a. M./New York 2018; Kristina Schulz, Der lange Atem der Provokation. Die Frau-
enbewegung in der Bundesrepublik und in Frankreich 1968–1976, Frankfurt a. M./New
York 2002; dies. (Hrsg.), The Women’s Liberation Movement. Impacts and Outcomes, New
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stärkt politisch vertretenen Gleichstellungsansprüche Homosexueller oder von
Personen, die sich zu Geschlechtsidentitäten jenseits der binären Form bekannten
(LGBTQIA+).25 Dass sich die bundesrepublikanische Demokratie gerade auch in
Auseinandersetzungen um die Ordnung der Geschlechter formte, wird nicht zu-
letzt in der gegenwärtigen antidemokratischen Agenda des Rechtspopulismus
deutlich, die auf der kategorialen Ungleichheit der Geschlechter basiert.26

Die VfZ-Diskussion plädiert für ein neues Nachdenken über das Verhältnis von
Demokratie und Geschlecht in der Geschichte der Bundesrepublik. Denn in den
Deutungskämpfen um Geschlechterordnungen wurden grundsätzliche Probleme
der Demokratie verhandelt. Um die Ausdeutung des demokratischen Prinzips ran-
gen Männer mit Frauen, Männer mit Männern und Frauen mit Frauen. Sie argu-
mentierten entweder gezielt mit der Kategorie Geschlecht, vermieden diese be-
wusst oder stritten sich um geschlechterkodierte Fragen, ohne sie überhaupt als
solche zu erkennen. Geschlecht konnte also Gegenstand der Debatte, politisches
Argument oder auch vernachlässigte Kategorie sein. Geschlechterordnungen
prägten die Weltsicht von Akteurinnen und Akteuren, ob auf bewusstem oder un-
bewusstem Weg, und verbanden unauflöslich individuelle Erfahrung und politi-
sches Urteil. Deutungskämpfe um die Kategorie Geschlecht bündelten so Annah-
men über Normen und Werte, kulturelle und soziale Zugehörigkeiten, aber auch
Verdrängtes und Verborgenes wie die Frage der Akzeptanz erweiterter Handlungs-
räume „arischer“ Frauen in der nationalsozialistischen Gesellschaft oder auch die
Haltung zu Rassenpolitik, NS-Verbrechen und Holocaust.

Es geht uns darum, diese Deutungskämpfe aufzudecken, neu zu fokussieren
und in ihrer demokratiehistorischen Bedeutung zu analysieren.27 Der Fokus auf

York/Oxford 2017, und Ute Gerhard, Frauenbewegung und Feminismus. Eine Geschichte
seit 1789, 4., aktualisierte und erweiterte Aufl., München 2020.

25 Die Abkürzung steht für Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender, Queer, Intergender, Agender,
Other, manchmal auch nur LGBT. Zur Geschichte von Homosexualität in Deutschland vgl.
Benno Gammerl, Anders fühlen. Schwules und lesbisches Leben in der Bundesrepublik,
München 2021; Michael Schwartz, Homosexuelle im modernen Deutschland. Eine Langzeit-
perspektive auf historische Transformationen, in: VfZ 69 (2021), S. 377–414; Christopher
Ewing, „Toward a Better World for Gays“. Race, Tourism, and the Internationalization of the
West German Gay Rights Movement, 1969–1983, in: Bulletin of the German Historical Insti-
tute 61 (2017), S. 109–134, und Clayton J. Whisnant, Styles of Masculinity in theWest German
Gay Scene, 1950–1965, in: Central European History 39 (2006), S. 359–393. Vgl. außerdem
die Reihe „Geschichte der Homosexuellen in Deutschland nach 1945“, bislang 7 Bde., Ham-
burg 2010–2017.

26 Vgl. Birgit Sauer, Anti-feministischeMobilisierung in Europa. Kampf um eine neue politische
Hegemonie?, in: Zeitschrift für Vergleichende Politikwissenschaft 13 (2019), S. 339–352; Va-
lérie Dubslaff, Women on the Fast Track. Gender Issues in the National Democratic Party of
Germany and the French National Front (1980s–2012), in: Michaela Köttig/Renate Bitzan/
Andrea Petö (Hrsg.), Gender and Far Right Politics in Europe, Cham 2017, S. 159–173, und
Gabriele Dietze/Julia Roth (Hrsg.), Right-Wing Populism and Gender. European Perspecti-
ves and Beyond, Bielefeld 2020.

27 Aktuelle Forschungsimpulse für eine „entangled history“ der Nachkriegsgeschichte beider
deutscher Staaten mit besonderem Fokus auf Gender als Leitkategorie für Wirtschaft, Gesell-
schaft, Politik und Kultur – jedoch ohne demokratiehistorische Blickrichtung – finden sich in
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die bundesrepublikanische Demokratiegeschichte bietet den Vorteil, dass ge-
schlechtlich geprägte Normen, Diskurse und Interaktionsräume des Politischen in
den Blick rücken, die bislang übersehen wurden. Zugleich lassen sich vermeintlich
klassische Periodisierungen hinterfragen: So zeigen sich möglicherweise Paralle-
len zwischen gemeinhin eher als liberal gedachten Dekaden und solchen, die als
stärker konservativ gelten, beziehungsweise werden geschlechterpolitische Behar-
rungskräfte auch inmitten von Prozessen gesellschaftlicher Liberalisierung und
Pluralisierung sichtbar.28 Welche Bedeutung kam etwa der Kategorie Geschlecht
bei der Regulierung von Teilhabe in unterschiedlichen Räumen demokratischer
Öffentlichkeit zu? Wie entwarfen Bürgerinnen und Bürger ihren individuellen
Platz in der Demokratie, und inwiefern spielten dabei Geschlechterzuschreibun-
gen eine Rolle? Hatte die vergangenheitspolitische Ausrichtung der bundesrepu-
blikanischen Demokratie gleichsam eine gegenderte Schlagseite? Wie wurde Un-
gleichheit in der Demokratie verhandelt, welche Kategorien (Geschlecht, Ethnie,
Schichtzugehörigkeit, Alter, Dis/Ability, Religion) wurden dabei einbezogen und
welche nicht? Auf welche Demokratieentwürfe griffen die Zeitgenossinnen und
Zeitgenossen zurück, wenn sie sich um die Stabilisierung und Vertiefung der bun-
desrepublikanischen Demokratie bemühten, und wie gingen sie mit deren Ge-
schlechtskodierungen um?Wie verbanden sich lebensweltliche Handlungsformen
mit den institutionellen Mechanismen und Verfahren der Demokratie, und wie
wirkte sich die Kategorie Geschlecht in diesen Zusammenhängen aus?

Die VfZ-Diskussion richtet in einem exemplarischen Modus den Blick auf die
ersten drei Jahrzehnte der Bundesrepublik. Dabei konzentrieren sich die Autorin-
nen und Autoren, die alle dem seit 2018 am Institut für Zeitgeschichte München–
Berlin angesiedelten Arbeitskreis Demokratie und Geschlecht angehören, jeweils
auf eine Gelenkstelle des komplexen Beziehungsgefüges von Demokratie und Ge-
schlecht: Kirsten Heinsohn analysiert Demokratieentwürfe, welche die politische
Bildung bestimmten, Till van Rahden geht Debatten um das Patriarchat nach, Isa-
bel Heinemann legt die Bedeutung von Konflikten um die Familie für die Demo-
kratiegeschichte der Bundesrepublik frei, Martina Steber untersucht Demokratie-
konzepte konservativer Frauen, Julia Paulus fragt nach Raumkonfigurationen und
Geschlechterzuschreibungen, und Bernhard Gotto stellt Überlegungen zur Ge-
schlechtergeschichte öffentlicher Verwaltungen an. Die Ergebnisse der Unter-
suchungen stehen dabei durchaus in Spannung zueinander und fordern umso
mehr zur wissenschaftlichen Kontroversen heraus.

Die sechs thesenstarken Beiträge illustrieren anschaulich, wie stark das west-
deutsche Demokratieprojekt in den drei ersten Nachkriegsjahrzehnten von Debat-
ten um die Geschlechterordnung bestimmt wurde. Sie verdeutlichen die Vielstim-
migkeit des Diskurses und zeigen, welche Spannungen zwischen den Konzepten

dem von Karin Hagemann, Konrad Jarausch und Tobias Hof herausgegebenen „Special Is-
sue“ von Central European History 53 (2020): Burdens and Beginnings. Rebuilding East and
West Germany after Nazism.

28 Vgl. Britta-Marie Schenk, Behinderung verhindern. Humangenetische Beratungspraxis in
der Bundesrepublik Deutschland (1960er bis 1990er Jahre), Frankfurt a. M./New York 2016.

676 Isabel Heinemann und Martina Steber

VfZ 4/2021

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 69 (2021), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2021_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



bestanden. Verhandelt wurde das Verhältnis von Öffentlichkeit und Privatheit in
der Demokratie, wobei Konzepte von der Demokratie als Lebensform mit solchen
der repräsentativen Demokratie konkurrierten, ebenso wie demokratische Staats-
bürgerschaft, die Stellung der Familie oder der Wert patriarchaler Autoritätsstruk-
turen in der Demokratie. Die Vielstimmigkeit rührte aus der Dynamik, die das de-
mokratische Versprechen in Gang setzte, wenn Freiheit und Gleichheit für jede
einzelne und jeden einzelnen galten. Die individuellen Aneignungen der Demo-
kratie wurden von Ideen über spezifische Geschlechtercharaktere entscheidend
geprägt. Dabei zeigt sich nicht zuletzt, dass die Öffentlichkeiten in der frühen Bun-
desrepublik vielfach als homosoziale Räume strukturiert waren, die klar hierarchi-
siert wurden und nur beschränkt miteinander kommunizierten – Demokratie
klang auch deshalb so vielstimmig. Beispielhaft untersuchen die Beiträge einige
dieser Räume: Parlament und Verwaltung, Parteien und Verbände, Medien und
Fachwissenschaften, überregionale Foren intellektuellen Austauschs und regional
agierende Interessengruppen.

Es waren besonders drei Themen, um welche die Debatten um Geschlecht und
Demokratie in der frühen Bundesrepublik kreisten: erstens, die Realisierung des
im Grundgesetz verankerten Gleichberechtigungsgrundsatzes; zweitens, die Be-
deutung der Familie; drittens, die Folgen des antitotalitären Konsenses. Erstens
wird in den Beiträgen die dynamisierende Wirkung von Artikel 3 (2) des Grund-
gesetzes deutlich. Dass die Gleichberechtigung Verfassungsrang erhielt, brachte
all jene in diskursive Nöte, die gegen die volle Gleichberechtigung eintraten, aus
welchen Gründen auch immer. Das galt für das Familienrecht genauso wie für die
politische Sphäre, wobei sich die Persistenz patriarchaler Ordnungsvorstellungen
in der Konstituierung der demokratischen Öffentlichkeit in besonderem Maße
zeigte. Zweitens konnte über das Verhältnis der Geschlechter zueinander nicht ge-
sprochen werden, ohne über die Familie zu sprechen. Die hohe Bedeutung, die
der Familie für die Stabilität der Demokratie nach der totalitären Erfahrung zu-
geschrieben wurde, führte zu einer Festschreibung ungleicher Geschlechterrol-
len, die erst in den 1970er Jahren rechtlich und nach der Wiedervereinigung kul-
turell und sozialpolitisch aufgebrochen wurde. Zwar fungierte das Modell der
„family democracy“ überall in Westeuropa als Ideal,29 doch erwies es sich in der
Bundesrepublik als besonders langlebig. Drittens strukturierte der antitotalitäre
Konsens die Deutungskämpfe um Demokratie und Geschlecht. Dienten die Volks-
demokratien Osteuropas als Negativfolie diktatorischer Systeme, die zugleich ein
Höchstmaß an Gleichheit postulierten, beruhte die Abgrenzung vom Nationalso-
zialismus auf persönlichen Erfahrungen und war dementsprechend vielschichtig
und oft widersprüchlich. Die Geschichte der bundesrepublikanischen Demokratie
ist immer auch eine Nachgeschichte des NS-Regimes, auch imHinblick auf die Re-
Konfiguration von Geschlechterordnungen.30

29 Conway, Western Europe’s Democratic Age, S. 246 f.
30 Vgl. Leonie Treber, Mythos Trümmerfrauen. Von der Trümmerbeseitigung in der Kriegs-

und Nachkriegszeit und der Entstehung eines deutschen Erinnerungsortes, Essen 2014.
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Die Demokratisierung der westdeutschen Gesellschaft und der Aufbau eines
demokratischen Staats waren bewusste, gesteuerte und vielfach umkämpfte Prozes-
se. Im Blick auf Geschlechterordnungen treten die inneren Widersprüche dieses
Demokratieprojekts klar hervor. Diese sollten, so meinen wir, verstärkt in die gro-
ßen Erzählungen zur Geschichte der Bundesrepublik Eingang finden. Die „Wes-
ternisierung“ trug zwar entscheidend zur Liberalisierung Westdeutschlands durch
eine Aneignung US-amerikanischer und westeuropäischer Demokratiemodelle
bei. Doch hinsichtlich der Geschlechterordnung sorgte der Demokratietransfer
aus dem „Westen“ im Verein mit dem Rückbezug auf die Moral und Kultur des
Kaiserreichs für die Festschreibung von Ungleichheiten, die Marginalisierung gro-
ßer Bevölkerungsgruppen und einenMangel an demokratischer Repräsentation.31

Genauso wenig wie die Erfolgsgeschichte der bundesrepublikanischen Demokra-
tie sich in einem „langen Weg nach Westen“ erschöpfte, wird eine Interpretation
der frühen Bundesrepublik gerecht, die ihre Gesellschafts- und Geschlechterord-
nung als restaurativ und starr beschreibt.32 Die hier versammelten Diskussionsbei-
träge zeigen gerade das Gegenteil: Die ersten drei Jahrzehnte der Bonner Repu-
blik stellten sich als lebendiges Laboratorium dar, als eine Zeit der Suche nach
Neuem genauso wie eines Strebens nach dem Vertrauten. Der Wertschätzung von
Sicherheit korrespondierte eine existenziell erlebte, umfassende Unsicherheit.
Die Zeitgenossinnen und Zeitgenossen schritten zwar auch „rückblickend in die
Zukunft“,33 doch zugleich öffneten sie sich für Neues, nicht zuletzt für die liberale
Demokratie. Dies führte zu einer widersprüchlichen Gemengelage, die in den ge-
schlechtskodierten Demokratieentwürfen und Demokratiepraktiken zum Aus-
druck kommt.

Eine Zeitgeschichte, die den Interdependenzen von Demokratie und Ge-
schlecht nachgeht und die beiden weitgehend voneinander getrennten Felder der
Geschlechter- und der Demokratiegeschichte füreinander fruchtbar macht, ver-
spricht neue Perspektiven auf die deutsche Geschichte im 20. und 21. Jahrhun-
dert. Die folgenden Beiträge laden dazu ein, solche Fragen kontrovers zu diskutie-
ren.

31 Vgl. Frank Biess/Astrid M. Eckert, Why Do We Need New Narratives for the History of the
Federal Republic?, in: Central European History 52 (2019), S. 1–18, hier S. 6–10, und Riccar-
do Bavaj/Martina Steber (Hrsg.), Germany and „the West“. The History of a Modern Con-
cept, New York/Oxford 2015.

32 Vgl. Moeller, Motherhood.
33 Vgl. Alexander Gallus/Axel Schildt (Hrsg.), Rückblickend in die Zukunft. Politische Öffent-

lichkeit und intellektuelle Positionen in Deutschland um 1950 und um 1930, Göttingen 2011.
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